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410. Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
 
Die Bürgerwind Greven GmbH & Co. KG beantragt beim Kreis Steinfurt gemäß § 9 Abs. 1a des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Erteilung eines Vorbescheids für 4 Wind-

kraftanlagen (WEA) im Außenbereich der Stadt Greven. Das Vorhaben umfasst drei Anlagen 

des Typs Enercon E-175 mit einer Nabenhöhe von 162 m, einem Rotordurchmesser von 175 m 

und einer jeweiligen Nennleistung von 6 MW und eine Anlage des Typs Enercon E-160 mit einer 

Nabenhöhe von 119,8 m, einem Rotordurchmesser von 160 und einer jeweiligen Nennleistung 

von 5,56 MW. 

 

Im Einwirkbereich des geplanten Vorhabens befinden sich weiter 6 WEA (teilweise in Betrieb 

bzw. geplant) die zusammen mit dem hier beantragten Vorhaben eine Windfarm i. S. d. UVPG 

bilden. 

 

Das Vorhaben wird von der Nr. 1.6.2 der Anlage 1 des UVPG erfasst. Die dortige Kennzeich-

nung mit dem Buchstaben „A“ bedeutet: Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles. Nach § 7 Abs. 

2 UVPG hat sich eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls bei Neuvorhaben auf die Schutz-

kriterien gemäß Anlage 3 des UVPG zu beziehen.  

 

Nach § 29 Abs. 1 Satz 1 UVPG hat sich die UVP im Falle eines Vorbescheidverfahrens vorläufig 

auf die nach dem jeweiligen Planungsstand erkennbaren Umweltauswirkungen des Gesamtvor-

habens zu erstrecken und abschließend auf die Umweltauswirkungen, die Gegenstand der Teil-

zulassung sind. Für Vorbescheidverfahren gemäß § 9 Abs. 1a BImSchG entfallen nach dem 

dortigen Satz 2 vorläufige Prüfungen bezogen auf das Gesamtvorhaben. Prüfungen nach dem 

UVPG haben sich abschließend auf die Umwelteinwirkungen zu beziehen, die Gegenstand des 

Vorbescheides sind. Gegenstand des Antrags auf Vorbescheid ist hier nur die Klärung baupla-

nungsrechtlicher Fragen.  Da sie nicht zum Prüfprogramm des § 7 Abs. 2 i. V. m. der Anlage 3 

des UVPG zählen, können sie im Rahmen des anhängigen Vorbescheidverfahrens keine UVP-

Pflicht begründen. Eine UVP-Pflicht und die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

als unselbstständiger Teil des Vorbescheidverfahrens sind bezüglich der hier abschließend zu 

prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen nicht festzustellen. Diese Feststellung ist gemäß § 

5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Die Bekanntgabe dieser Feststellung erfolgt nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG. 

 
Steinfurt, 04.12.2024      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 

         Az.: 67/3-566.0040/24/1.6.2 
         Im Auftrag 

         gez. Marcel Schwarte 

          
         Kreis Steinfurt 67/2024/410 
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411. Öffentliche Bekanntmachung der Mitgliederversammlung des Wasser- 
und Bodenverbands „Horner Bach“ 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

gemäß § 31 der Satzung des Unterhaltungsverbandes „Horner Bach“ 
 

Nach § 11 Abs. 1 der Satzung des Unterhaltungsverbandes „Horner Bach“ endet die Amtszeit 
des Ausschusses am 31.12.2024. Aus diesem Grund lade ich hiermit gemäß § 10 Abs. 3 der 
Satzung des Unterhaltungsverbandes „Horner Bach“ alle wahlberechtigten Verbandsmitglieder 
der Gruppe A (Erschwerer) und der Gruppe B (Gewässeranlieger) zu einer 
 

Mitgliederversammlung 
 

zwecks Wahl des Ausschusses ein. 
 
Diese Versammlung findet am 
 
Mittwoch, 23.01.2025 um 14:30 Uhr 
 
in der Gaststätte Leuters, Am Mühlentor 19, 48629 Metelen, statt. 
 
Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig (§ 
10 Abs. 3 Satz 2). 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Gauxmann 
Verbandsvorsteher 

 
         Kreis Steinfurt 67/2024/411 
 
 
 
 

412. Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreistages am 16.12.2024 
 
 
Die nächste Sitzung des Kreistages, 19. Sitzung in der XVII. Wahlperiode, findet am  
 

Montag, 16.12.2024 um 15:30 Uhr 
 

im Kreishaus in Steinfurt - Großer Sitzungssaal - Raum C177 statt. 
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Tagesordnung 

A. Öffentliche Sitzung 

 1. Feststellung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der KT-Sitzung vom 
28.10.2024 

  
 2. Einwohnerfragestunde (§ 11 der Geschäftsordnung für den Kreistag) 
  
 3. Umbesetzung von Gremien 
  
 3.1. Umbesetzung von Gremien - Anträge der Kreistagsfraktionen und -gruppen 
  
 3.2. Umbesetzung von Gremien 

Neubesetzung im Naturschutzbeirat 
  
 4. Feststellung des Jahresabschlusses 2023 und Entlastung des Landrats 
  
 5. Finanzzwischenbericht; Genehmigung von überplanmäßigen Aufwendungen 
  
 6. Änderung von Gesellschaftsverträgen 
  
 6.1. Änderung des Gesellschaftsvertrages der AirportPark FMO GmbH 
  
 6.2. Änderung der Gesellschaftsverträge der WestfalenTarif GmbH und der Tarif-

gemeinschaft Münsterland-Ruhr-Lippe GmbH 
  
 7. Rahmenrichtlinie für Beteiligungen des Kreises Steinfurt 
  
 8. Antrag der Ev. Jugendhilfe Münsterland gGmbH auf Förderung des Projek-

tes „Tri-X“ für schulmüde Jugendliche im Kreis Steinfurt 
  
 9. Förderung des Vereins „Aktion Würde und Gerechtigkeit e. V.“ für Bera-

tungstätigkeiten zum Wohle ost- und südosteuropäischer Arbeitsmigrantin-
nen und –migranten 

  
 10. Unterstützung der Palliativarbeit im Kreis Steinfurt - gemeinsamer Antrag 

der Kreistagsfraktionen von UWG, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 27.11.2024 

  
 11. Ausgestaltung einer sozialräumlichen Jugendhilfe der ambulanten und fle-

xiblen Hilfen 
  
 12. Frühe Hilfen - Babylotsen-Projekte am Universitätsklinikum Münster und am 

Clemens-Hospital, Münster 
  
 13. Belastungsausgleich Jugendhilfe 
  
 14. Änderung der Elternbeitragssatzung für das Kindergartenjahr 2025/2026; 

gemeinsamer Antrag der Kreistagsfraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vom 14.11.2024 
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 15. Angelegenheiten der jobcenter Kreis Steinfurt AöR 
  
 15.1. Zustimmung zum Arbeitsmarktprogramm 2025 der jobcenter Kreis Steinfurt 

AöR 
  
 15.2. Zustimmung zum  Wirtschaftsplans 2025 der jobcenter Kreis Steinfurt AöR 
  
 16. Resolution "Kürzungen, die man sieht - Sparmaßnahmen im Sozialbereich 

zurücknehmen!" - Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 14.11.2024 
  
 17. MobiTicket – Umgang mit der Preisveränderung des Deutschlandtickets 
  
 18. 5. Änderungssatzung zur „Satzung des Kreises Steinfurt über die Weiterlei-

tung der Ausbildungsverkehrspauschale nach § 11a ÖPNVG NRW vom 
11.11.2011“ 

  
 19. Neufassung der Allgemeinen Vorschrift Deutschlandticket 
  
 20. Tarifmaßnahmen 2025 im ÖPNV 
  
 21. RB 66 – Sicherstellung der Rückkehr des Regelfahrplans zwischen Münster 

und Osnabrück - Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 25.09.2024 
  
 22. Weiterentwicklung der Strukturen des Zweckverbandes Nahverkehr Westfa-

len-Lippe 
  
 23. Stellungnahmen der Kommunen und des Kreises zum potentiellen Radvor-

rangnetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
  
 24. Abbruch eines ehemaligen Hausmeistergebäudes am Kreishauscampus 

Steinfurt 
  
 25. Abfallgebühren für den Kreis Steinfurt ab dem 01.01.2025 
  
 26. Antrag des Arbeiter-Samariter-Bundes, Regionalverband Münster auf Bewil-

ligung anteiliger Fördermittel für ein Hebammenmobil 
  
 27. Rettungsdienst im Kreis Steinfurt 
  
 27.1. Neuaufstellung des Rettungsdienstbedarfsplans 
  
 27.2. Kurzfristige Sicherstellung einer leistungsfähigen Rettungsdienstversorgung 

- Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 26.11.2024 
  
 28. Erhöhung der Zuschüsse an die Freiwilligen Feuerwehren und Hilfsorgani-

sationen im Kreis Steinfurt 
  
 29. Stellenplan des Kreises Steinfurt für das Jahr 2025 
  
 30. Haushaltssatzung des Kreises Steinfurt für das Haushaltsjahr 2025 
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 31. Informationen 
  
 32. Anfragen 
  

B. Nichtöffentliche Sitzung 

 33. Feststellung der Niederschrift über den nichtöffentlichen Teil der KT-Sitzung 
vom 28.10.2024 

  
 34. Personalangelegenheiten – Leitung des Rechnungsprüfungsamtes 
  
 35. Aktuelle Entwicklungen im SPNV-Markt und Maßnahmen zur Risikovermei-

dung 
  
 36. Grundstücksangelegenheiten; 

Grundstückstausch K 2, Hembergener Str. 
Verlegung Emsbrücke zwischen Saerbeck/ Emsdetten 

  
 37. Veröffentlichung von Beschlüssen aus nichtöffentlichen Sitzungen 
  
 38. Informationen 
  
 39. Anfragen 
  

 
 
Steinfurt, 05.12.2024      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
 
         Kreis Steinfurt 67/2024/412 
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413. Öffentliche Bekanntmachung der 11. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Einrichtung, den Betrieb und die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die offene Ganztagsschule in der Gemeinde Saerbeck vom 06.12.2024 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444) in der jeweils geltenden Fassung, in Verbindung mit § 
9 Absatz 3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein Westfalen vom 15.02.2005 (GV.NRW.S. 
102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.02.2022 (GV.NRW.S. 250) in der jeweils geltenden 
Fassung, und den §§ 1 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 21.10.1969 (GV.NRW.S.712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2024 (GV. 
NRW. S. 155), in der jeweils geltenden Fassung  
hat der Rat der Gemeinde Saerbeck in seiner Sitzung am 07.11.2024 folgende Satzungsände-
rung beschlossen: 
 
 
Die Satzung über die Einrichtung, den Betrieb und die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
offene Ganztagsschule in der Gemeinde Saerbeck vom 15.05.2007 (Amtsblatt des Kreises 
Steinfurt Nr. 19/2007) in der Fassung der 10. Änderungssatzung vom 14.05.2024 (Amtsblatt 
des Kreises Steinfurt Nr. 27/2024) wird wie folgt geändert: 
 
 
Artikel 1: 
Die bisherigen Anlagen 1 und 2 entfallen und werden durch folgende Anlagen 1 und 2 
ersetzt: 
 
Anlage 1 (Elternbeiträge „Ganztagsangebote“) 
 
Höhe der Elternbeiträge gemäß § 3 Abs. 3 i.V. mit § 1 Abs. 3 Buchst. a 
 

Jahres-einkom-

men 

Beitrag in % 

vom zuläs-

sigen 

Höchstbe-

trag 

Monatlicher Elternbeitrag 

auf Grundlage des aktuell 

gültigen Höchstbetrages 

(234,00 €) 

(ohne Mittagsverpflegung) 

Nur für das 

Schuljahr 

2025/2026 er-

mäßigter Bei-

trag 

bis      25.000 € 0,00%               0,00 €        0,00 € 

bis      37.000 € 26,47%             61,94 €      43,47 € 

bis      49.000 € 38,24%             89,48 €      74,74 € 

bis      61.000 € 50,00%           117,00 €    102,00 € 

bis      73.000 € 64,71%           151,42 €    135,71 € 

bis      85.000 € 82,35%           192,70 €    168,85 € 

bis      97.000 € 94,11%           220,22 €     195,11 € 

über    97.000 € 100,00%           234,00 €    202,00 € 

 
Berechtigte, die laufende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II, 
SGB XII, nach § 2 AsylbLG, Kinderzuschlag oder Wohngeld erhalten, sind für die Dauer des 
nachgewiesenen Leistungsbezuges von den Elternbeiträgen (außer für die Mittagsverpfle-
gung) befreit. 
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Anlage 2 (Elternbeiträge „Betreuungsangebote bis 13.25 Uhr“) 

 
Höhe der Elternbeiträge gemäß  § 3 Abs. 3 i.V. mit § 1 Abs. 3 Buchst. b 

 

 

Jahres-ein-

kommen 

Beitrag in % 

vom zulässi-

gen Höchst-

betrag 

Monatlicher Elternbeitrag 

auf Grundlage des aktuell 

gültigen Höchstbetrages 

(zum 01.01.2025: 234,00 €) 

(ohne Mittagsverpflegung) 

Nur für das 

Schuljahr 

2025/2026 

ermäßigter 

Beitrag 

bis       25.000 €  0,00%   0,00 € 0,00 € 

bis       37.000 € 17,65% 41,30 € 41,30 € 

bis       49.000 € 26,47% 61,94 € 57,47 € 

bis       61.000 € 35,29% 82,58 € 72,29 € 

bis       73.000 € 47,06% 110,12 € 91,06 € 

bis       85.000 € 61,76% 144,52 € 112,26 € 

bis       97.000 € 70,58% 165,16 € 126,58 € 

über    97.000 € 76,47% 178,94 € 133,47 € 

 
 
Artikel 2: 
Der bisherige § 3 entfällt und wird durch folgenden § 3 ersetzt: 
 

§ 3 
Beitragspflicht 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsschule und der außerunterrichtlichen 

Betreuungsmaßnahmen wird gem. Ziff. 8 des RdErl. des Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung vom 23.12.2010 „Gebundene und offenen Ganztagsschulen sowie 
außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote in Primarbereich und 
Sekundarstufe I“ ein monatlicher Elternbeitrag erhoben. 

(2)  Die Elternbeiträge erhöhen sich, wenn das zuständige Landesministerium per Erlass 
den zulässigen Höchstwert ändert. Der Höchstwert wird für die Inanspruchnahme des 
Betreuungsangebotes der Offenen Ganztagsgrundschule bei einem 
Bruttojahreseinkommen über 96.000 € verlangt. Die übrigen Beiträge werden analog der 
heutigen prozentualen Verteilung der Beitragstabellen in Anlagen 1 und 2 angepasst. 

 
(2)  Keine Beitragspflicht besteht, wenn das Kind in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII bei Pfle-

geeltern lebt, denen ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommenssteuergesetz gewährt oder 
Kindergeld gezahlt wird. 

 
(3) Der Elternbeitrag wird durch Elternbeitragsbescheid festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 



847 
 

Artikel 3: 
Der bisherige § 6 entfällt und wird durch folgenden § 6 ersetzt: 
 

§ 6 
Mittagsverpflegung 

 
1) Als Bestandteil des pädagogischen Konzeptes findet ein gemeinsames Mittagessen 

statt. Die für die außerunterrichtlichen Ganztagsangebote gem. § 1 Abs. 3 Buchstabe a) 
der Satzung angemeldeten Schulkinder sind – abgesehen von begründeten Einzelfällen 
– verpflichtet, am gemeinsamen Mittagessen teilzunehmen. 
 

2) Die Kosten für die Mittagsverpflegung sind nicht im Elternbeitrag enthalten, sondern 
werden gesondert erhoben. Hierzu werden monatlich je 16 Essen (192 Schultage ./. 12 
Monate) à 4,30 € = 68,80 € berechnet, unabhängig von den tatsächlich in Anspruch 
genommenen Mittagessen. Bei Nichtteilnahme an der Mittagsverpflegung besteht kein 
Anspruch auf Beitragserstattung bzw. – ermäßigung. Die Beiträge werden jeweils für die 
Dauer eines Schuljahres (01.08. bis 31.07. des Folgejahres) von der Gemeinde Saerbeck 
erhoben. 
Für die Teilnahme an der Mittagsmahlzeit an den unterrichtsfreien Tagen ist ein 
zusätzliches Entgelt zu zahlen. Die Entgeltabrechnung hierfür erfolgt durch den Träger 
der Offenen Ganztagsschule. 
 

3) Schulkinder, die außerunterrichtliche Angebote gemäß §1 Abs. 3 Buchstabe b der 
Satzung in Anspruch nehmen, können an der Mittagsverpflegung gegen Zahlung eines 
Entgelts teilnehmen. Die Entgeltabrechnung für die Mittagsverpflegung erfolgt durch die 
Gemeinde Saerbeck.  
 
 

Artikel 4: § 10 entfällt und wird durch folgenden § 10 ersetzt: 
 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.08.2025 in Kraft.  

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 11. Satzung zur Änderung der Satzung über die Einrichtung, den Betrieb und 
die Erhebung von Elternbeiträgen für die offene Ganztagsschule in der Gemeinde Saerbeck 
vom 06.12.2024 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gem. 
§ 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekom-
men der o.a. Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
(a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren  
      wurde nicht durchgeführt, 
 
b)  die vorstehende Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 



848 
 

 
c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Saerbeck, den 06.12.2024                            GEMEINDE SAERBECK 
         Der Bürgermeister 
         gez. 
 
                                                                                      Dr. Tobias Lehberg 
 
         Kreis Steinfurt 67/2024/413 
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414. Öffentliche Bekanntmachung im Bereich der Gemeinde Recke 
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         Kreis Steinfurt 67/2024/414 


